
Manifest eines Privatpatienten 

Friede den Ärzten, Kampf 
den Gleichmachern! 
Solidarität durch Gleichmacherei? Falsch! Wer wie Bundesgesundheitsministerin Schmidt 

die PKV platt machen will und glaubt, so die GKV stabilisieren zu können, muss scheitern. 

PKV schließt Solidarität nicht nur nicht aus, sie schafft überhaupt erst die Basis dafür, wie 

A&W-Autor Dr. Lothar Krimmel, Privatpatient seit 1957, in seinem Manifest darlegt. 

I. Grundsätzliches 

1 Oie freie Entfaltung meiner Persön-

• lichkeit gerade auch im höchstpersönli-

chen Bereich meiner eigenen Gesundheit be­

trachte ich als ein unveräußerliches Grund­

recht, welches mir in Artikel zwei des Grundge­

setzes garantiert wird. 
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meinem Arzt frei entscheiden können. Ich will 

ausdrücklich nicht, dass staatlich kontrollierte 

Gremien unter finanziellen Aspekten entschei­

den, was ich zur Förderung meiner Gesundheit 

oder im Krankheitsfall in Anspruch nehmen 

darf. Ich bin bereit, für diese Freiheit einen ent­

sprechenden Preis zu bezahlen. 

3 Ich bin bereit, zu Gunsten der Investition 

• in meine Gesundheit auf andere teure 

Wahlentscheidungen wie Fernreise, Luxusauto 

oder Eigenheim zu verzichten. Ich erwarte, dass 

ein demokratischer Rechtsstaat seinen Bürgern 

die Freiheit garantiert, private Mittel aufgrund 

solcher persönlicher Erwägungen einzusetzen. 

II. Meine Ansprüche 

4 Ich will, dass mein Arzt mir im Krank-
• heitsfall die aus seiner Sicht optimale Be-

handlung anbieten kann, ohne hiervon aufgrund 

sozialrechtlicher Einschränkungen, finanzieller 

Erwägungen oder der Zwänge des Wirtschaft­

lichkeitsgebots Abstriche machen zu müssen. Ich 
bin bereit, für den Anspruch auf optimale Be­

handlung entsprechend mehr zu zahlen. 
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5 Ich will unter verschiedenen Behand-

• lungsmöglichkeiten die für mich komfor-

tabelste wählen können, auch wenn diese Be­

handlung nach den Kriterien der gesetzlichen 

Krankenversicherung als „unwirtschaftlich" 

gelten sollte. Ich bin bereit, für diesen Komfort 

entsprechend mehr zu zahlen. 

6 Ich will einen ungeschmälerten Zugang 

• zu allen medizinischen Innovationen ha-

ben und nicht davon abhängig sein, ob und 

wann staatlich kontrollierte Gremien eine be­

stimmte Innovation als Leistung der gesetzli­

chen Krankenversicherung anerkennen. Ich bin 

bereit, für diesen Anspruch entsprechend mehr 

zu zahlen. 

7, Ich will von meinem Arzt jeweils so 
ausführlich wie möglich beraten werden 

und alle für mich relevanten Fragen eingehend 

erörtern können, auch wenn der erhöhte Zeitauf­

wand meines Arztes nach den Kriterien 

der gesetzlichen Krankenversicherung als „un­

wirtschaftlich" gelten sollte. Ich bin bereit, die er­

höhte Beratungszeit entsprechend zu vergüten. 

8. Ich will bei Bedarf einen umgehen­

den Termin bei meinem Arzt erhalten 

können, auch wenn dies mit erhöhtem orga­

nisatorischem oder zeitlichem Aufwand der 

Praxis verbunden ist. Ich bin bereit, meinem 

Arzt den erhöhten Aufwand entsprechend zu 

vergüten. 

9, Ich will bei Wahrnehmung meines Be­
handlungstermins keine Wartezeiten in 

Kauf nehmen müssen, auch wenn dles mit D 

erhöhtem organisatorischem oder zeitlichem 

Aufwand der Praxis verbunden ist. Ich bin be­

reit, meinem Arzt den erhöhten Aufwand ent­

sprechend zu vergüten. 

1 0 Ich will, dass mich mein Arzt im Krank-

• heitsfall auf meinen Wunsch auch dann 

zu Hause besuchen kann, wenn es mir zumut­

bar wäre, ihn in der Praxis aufzusuchen. Ich bin 

bereit, diesen Komfort entsprechend zu ver­

güten. 

11 Ich will Zugang zu allen Ärzten 

' haben und nicht auf die im System der 

gesetzlichen Krankenversicherung tätigen Ärzte 

beschränkt sein. Dies gilt insbesondere für mei­

nen Wunsch, bei schwerwiegenden Erkrankun­

gen den für die betreffende Behandlung besten 

Experten aufsuchen zu können. Ich bin bereit, 

hierfür entsprechend mehr zu zahlen. 

12 Ich will, dass ich auch für die Behandlung 
• meiner Kinder diese Freiheiten in An­

spruch nehmen kann. Ich bin ber~it, auch für 

deren Behandlung einen entsprechend höheren 

Preis zu zahlen. 

1 3 Ich will, dass mein Arzt für meine Be-
• handlung eine angemessene und im Vor­

hinein kalkulierbare Vergütung erhält, damit 

unser Vertrauensverhältnis nicht durch eine un­

klare oder unangemessen niedrige Vergütung 

gestört wird. Ich bin bereit, hierfür entspre­

chend mehr zu zahlen. 

III. Meine Verantwortung 

1 4 Ich wünsche eine ausreichende medi-
• zinische Versorgung für alle Menschen, 

nicht nur in Deutschland. Ich bin bereit, mich an 

der Realisierung dieses Anliegens in dem mir 

möglichen Rahmen zu beteiligen. 

1 5 Meine besondere Verantwortung gilt 
' der Sicherstellung einer ausreichenden 

medizinischen Versorgung für alle Bürger in 

Deutschland. Ich bin bereit, mich über Steuer­

zahlungen an der Finanzierung der medizini­

schen Versorgung derjenigen Bürger zu betei­

ligen, die sich eine solche Versorgung nicht 

aus eigener Kraft leisten können. Diese Solida­

rität setzt allerdings voraus, dass die be-

treffenden Bürger sich durch gesundheits­

bewusstes Verhalten und Begrenzung der In­

anspruchnahme auf die unbedingt notwendi­

gen Leistungen ebenfalls solidarisch ver­

halten. 

1 6 Als Bürger dieses Staates halte 

' ich das Gesundheitswesen für einen 

wichtigen Zukunftsmarkt mit hohem Beschäfti­

gungspotenzial. Ich bin davon überzeugt, dass 

meine überdurchschnittlichen Beiträge zur Fi­

nanzierung meiner überdurchschnittlichen ge­

sundheitlichen Ansprüche auch volkswirtschaft­

lich sinnvoll sind und damit dem Wohl der Allge­

meinheit dienen. 

N. Mein Widerstand 

1 7 Ich erwarte von Seiten des Staates, 
• dass alles unterlassen wird, was mein 

Grundrecht auf freie Entfaltung meiner Persön­

lichkeit im Bereich meiner Gesundheit ein­

schränken könnte. Ich werde allen denjenigen 

entschieden entgegentreten, die dieses elemen­

tare Grundrecht in verfassungswidriger Weise 

unter Bezugnahme auf Parolen des Klassen­

kampfes einschränken wollen. 

J 8 Ich habe stets einen üherdurchschnitt-
• liehen Beitrag zur privaten Krankenver­

sicherung entrichtet. Oie für meine privatmedi­

zinische Behandlung gebildeten Hückstellungen 

sind mein Eigentum und unterstehen dem be­

sonderen Schutz des Artikels 14 des Grundge­

setzes. Ich werde mich gegen jeden Versuch der 

Enteignung zur Wehr setzen. 

1 9 Ich lehne es entschieden ab, zwangs-
• weise in ein Versorgungssystem einbezo­

gen zu werden, in dem staatliche und halbstaat­

liche Stellen nach von mir nicht beeinflussbaren 

Kriterien darüber entscheiden, auf welche Leis­

tungen ich im Krankheitsfall Anspruch habe 

oder nach welchen Vorgaben mich mein Arzt im 

Krankheitsfall behandeln soll. 

20 Falls ich gegen meinen Willen zur 
' Mitgliedschaft in einer gesetzlichen 

Krankenversicherung gezwungen werden soll­
te, werde ich umgehend Wege beschreiten, 

meine individuellen gesundheitlichen An­

sprüche auf anderem Wege zu realisieren. II 
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